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Schriftlicher Bericht 

zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/4965 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 16/5467 

Berichterstatterin: Abg. Pia-Beate Zimmermann (DIE LINKE) 

Der Ausschuss für Inneres und Sport empfiehlt Ihnen in der Drucksache 16/5467 mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von Bünd-
nis 90/Die Grünen und DIE LINKE, den Gesetzentwurf abzulehnen. Der mitberatende Ausschuss 
für Rechts- und Verfassungsfragen hat sich dieser Beschlussempfehlung mit dem gleichen Ab-
stimmungsergebnis angeschlossen. 

Die Ausschussmitglieder der Fraktion der CDU begründeten ihre Ablehnung des Gesetzentwurfs 
damit, dass in den Regelungen des Gesetzentwurfs ein tiefes Misstrauen gegenüber der Polizei 
zum Ausdruck komme. Sie verwiesen auf die in der Anhörung geäußerte Kritik an der im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Kennzeichnungspflicht und der Einführung eines Polizeibeauftragten. 

Das Ausschussmitglied der Grünen widersprach dieser Einschützung und betonte, dass die Einfüh-
rung der Kennzeichnungspflicht und des Polizeibeauftragten kein Misstrauen gegenüber der Polizei 
dokumentiere, sondern der Bürgerfreundlichkeit diene. Das Ausschussmitglied verwies auf die An-
hörung, die gezeigt habe, dass das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung in vielen Punkten änderungs- und überarbeitungsbedürftig sei. Insbesondere im Bereich 
des Datenschutzes sei es erforderlich, zeitnah Änderungen vorzunehmen. 

Die Ausschussmitglieder der SPD-Fraktion räumten ein, dass im Polizeirecht an vielen Stellen 
Handlungsbedarf bestehe. Viele Fragen seien allerdings offen und teilweise vertrete die SPD-
Fraktion eine andere Auffassung, als sie im Gesetzentwurf zum Ausdruck komme. Darüber solle in 
der kommenden Wahlperiode umfangreich beraten werden. 

Der federführende Ausschuss führte eine öffentliche Anhörung der kommunalen Spitzenverbände 
und anderer Interessenvertreter durch. 

Eine eingehende inhaltliche Beratung der Einzelheiten des Gesetzentwurfs fand in den Ausschüs-
sen nicht statt. 

 

  (Ausgegeben am 04.12.2012) 


	Drucksache 16/5490
	Schriftlicher Bericht
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung
	Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 16/4965
	Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 16/5467

